20. Wahlperiode

HESSISCHER LANDTAG

Kleine Anfrage
Dr. Daniela Sommer (SPD) vom 20.01.2023
Friihzeitige Entlassungen von Patientinnen und Patienten am UKGM

und
Antwort

Minister fiir Soziales und Integration

Vorbemerkung Fragesteller:

Aus einem Schreiben der Arztegenossenschaft PrimMa an ihre Mitglieder, das im Dezember 2022 in der Presse
zitiert wurde, geht hervor, dass die privatisierte Uniklinik GieBen-Marburg die Behandlung von Patientinnen
und Patienten abkiirzen bzw. Patientinnen und Patienten friiher entlassen will.

Die Vorbemerkung der Fragestellerin vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt:

Frage 1.  Wie beurteilt die Landesregierung die Entscheidung der Geschiftsfiihrung des Universititsklinikum
Marburg-Giefien, Patientinnen und Patienten friihzeitig entlassen zu wollen - insbesondere auch
bezogen auf den Rechtsanspruch nach § 37 SGB V?

Das Ministerium fiir Soziales und Integration hat die Geschiftsfiihrung des Universititsklinikum
GieBlen und Marburg (UKGM) um eine Stellungnahme zu diesen Vorwiirfen gebeten. Diese hat
dazu mitgeteilt:

»An den Universititskliniken GieBen und Marburg behandelte Patientinnen und Patienten friith-
zeitig, gar medizinisch zu friih, entlassen zu wollen, ist seitens der Geschéftsfithrung der Univer-
sitatsklinikum Giefen und Marburg GmbH weder diskutiert noch entschieden worden.

Es erfolgte auch keine Anweisung seitens der drztlichen oder kaufminnischen Geschéftsfiihrung,
die Entscheidungskompetenz der jeweiligen Klinikleitungen bzgl. der Indikationsstellung zur Ent-
lassung einzuschrianken. Eine Anweisung, systematisch Verweildauern zu Lasten von Patien-
tinnen und Patienten zu verkiirzen oder gar Entlassungen mit liegenden Drainagen durchzufiihren,
ist weder erfolgt noch war sie geplant.

Die Entscheidung tiber die Entlassung von Patienten wird ausschlieBlich durch die behandelnden
Arztinnen und Arzte getroffen. “

Die Frage nach der Beurteilung durch die Landesregierung stellt sich daher nicht.

Frage 2.  Inwiefern ist derzeit eine zielgerichtete und systematische Uberleitung aus dem UKGM in das hius-
liche Umfeld bzw. in die ambulante oder stationdre Nachsorge gewahrleistet?

Die zielgerichtete und systematische Uberleitung der Patientinnen und Patienten ist nach § 1
Abs. 1 Hessisches Krankenhausgesetz (HKHG) von den Krankenhdusern eigenverantwortlich
wahrzunehmen. Das Ministerium fiir Soziales und Integration hat daher die Geschéftsfiihrung um
eine Stellungnahme gebeten. Die Geschiftsfiihrung des UKGM hat Folgendes mitgeteilt:
,»Systematische und zielgerichtete Uberleitung aus dem UKGM in das hiusliche Umfeld bzw. in
die ambulante oder stationidre Nachsorge wird durch im Entlassmanagement festgelegte Kommu-
nikation mit exakten Anweisungen fiir Weiterbehandlung, Medikation und Verfahrensweisen
gewihrleistet.

Bei komplexeren Krankheitsbildern erfolgt die Begleitung des Prozesses durch die Pflegeiiber-
leitung, bei Verlegung in andere Krankenhduser oder in das hausliche Umfeld unter Einbeziehung
von Pflegedienst etc. “
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Frage 3. Welche Auswirkung wird die Entscheidung der Geschéftsfiihrung auf die Organisation rund um die
Entlassung haben?

Das Ministerium fiir Soziales und Integration hat aufgrund der Verantwortung des Krankenhauses
fiir den Betrieb die Geschiftsfithrung um eine Stellungnahme gebeten. Die Geschéftsfiihrung des
UKGM hat Folgendes mitgeteilt:

»,Da keine Entscheidung der Geschéftsfiihrung erfolgt ist, handelt es sich auch weiterhin um die
medizinische und organisatorische Veranlassung der verantwortlichen Klinikdirektorinnen und
Klinikdirektoren. “

Frage 4.  Beurteilt die Landesregierung eine solche Entscheidung durch die Geschiftsfithrung als rechtméBig
oder liegt die Entscheidungskompetenz bei derartigen Anliegen bei der Klinikleitung oder bei der
verantwortlichen Chef-/Oberérztin bzw. dem verantwortlichen Chef-/Oberarzt und deren/dessen
Indikationsstellung?

Entfallt.

Frage 5. Inwiefern ist eine solche Entscheidung einer frithzeitigen Entlassung in Einklang zu bringen mit
dem geleisteten Gel6bnis und den in der Berufsordnung festgelegten Regelungen fiir Arztinnen und
Arzte in Hessen?

Wie aus den Antworten auf die Fragen 1 bis 4 ersichtlich, handelt es sich um érztliche Entschei-
dungen. Grundsitzlich ist darauf hinzuweisen, dass Arztinnen und Arzte in Hessen der Pflicht
unterliegen, ihren Beruf gewissenhaft und mit der notwendigen fachlichen Qualifikation auszu-
iiben. Sollten Arztinnen und Arzte unter Beachtung dieser Grundsitze zu der Entscheidung kom-
men, Patientinnen und Patienten friihzeitig entlassen zu konnen, obliegt diese Entscheidung ihrer
eigenen fachlichen Kompetenz. Letztendlich ist immer eine Einzelfallbetrachtung vorzunehmen.

Frage 6. Bestehen Vereinbarungen nach § 39 Abs. 1 S. 3 SGB V zwischen dem UKGM und anderen
Leistungserbringern gem. § 95 Abs.1 S.1 SGB V?

Das Ministerium fiir Soziales und Integration hat die Geschéftsfiihrung um eine Stellungnahme
gebeten. Die Geschiftsfiihrung des UKGM hat Folgendes mitgeteilt:

,»Vereinbarungen nach § 39 Abs. 1 S. 3 Sozialgesetzbuch (SGB) V zwischen UKGM und anderen
Leistungserbringern im Rahmen des Entlassmanagements sind bisher nicht iiblich. Die Versor-
gung mit Rezepten fiir die Uberbriickung und Anordnungen sind im Rahmen des Entlassmanage-
ments organisiert. In einzelnen Bereichen wie z.B. Disease Management / Integrierte Versorgung
(IV) Vertrag Mammakarzinom stehen tiber 70 niedergelassene Kolleginnen und Kollegen in Ver-
bindung mit dem Zentrum zur weiteren Ubernahme von Nachsorge, Betreuung und Dokumenta-
tion. Auch in diesen Féllen erfolgt jedoch die Uberleltung erst nach abgeschlossener Versorgung
und feststehenden weiteren Therapieprotokollen. “

Frage 7. Wie viele Patientinnen und Patienten warten derzeit auf Behandlungen im UKGM bzw. wie viele
Behandlungen wurden abgesagt oder auch verschoben?

Das Ministerium fiir Soziales und Integration hat die Geschéftsfiihrung um eine Stellungnahme
gebeten. Die Geschiftsfiihrung des UKGM hat mitgeteilt:

,Bei dem Schreiben der Arztegenossenschaft PriMa handelte es sich in erster Linie um eine
Reaktion auf ein Zugehen verschiedener Klinikdirektoren des UKGM in Marburg auf Vertreter
von PriMa, die um Unterstiitzung fiir den Fall gebeten hatten, dass es zu einer weiteren Zunahme
krankheitsbedingter Ausfille gekommen wire. Diese lag in der Vorweihnachtszeit zum Teil bis
iiber 20 % der Mitarbeiterschaft, insbesondere in Pflege- und Intensivbereichen. Somit wére eine
weitere Versorgung bei gleichbleibend hohen Patientenzahlen und erniedrigter geéffneter Betten-
kapazititen nur durch eine medizinisch vertretbare Verkiirzung der Verweildauer moglich gewe-
sen.

Gliicklicherweise ist diese Situation aber nicht eingetreten und aufgrund der riicklaufigen Pande-
mieauswirkungen derzeit auch nicht zu erwarten.

Nachdem zum Jahresanfang 2023 die Ausfallzeiten des Personals wieder ein normales Maf
erreicht haben, liegen die Wartezeiten aktuell wieder im iiblichen Rahmen wie auch auBerhalb
der krankheits- und pandemiebedingten Ausfille.
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Dennoch treten auch derzeit aufgrund von krankheitsbedingten Personalausfillen durch Fachkraf-
temangel immer wieder Engpédsse im Bereich der intensivmedizinischen Versorgung und der
OP-Kapazititen auf. In Einzelfdllen werden somit auch Verschiebungen notwendig. Das UKGM
versucht in diesen Fillen, die notwendigen Operationen in den folgenden Tagen priorisiert um-
zusetzen. “

Frage 8.  Sind in dem in den Landkreisen Marburg-Biedenkopf und GieBen sowie in angrenzenden Landkrei-
sen ausreichend niedergelassene Arztinnen und Arzte vorhanden, um den mdglichen Anstieg der
Patientinnen und Patienten bei friihzeitiger Entlassung und damit auch eine kontinuierliche Versor-
gung dieser zu gewdahrleisten?

Zu dieser Frage hat die gesetzlich zustindige Kassendrztliche Vereinigung Hessen mitgeteilt, dass
die Versorgung in den Landkreisen Gieflen und Marburg-Biedenkopf sowie den angrenzenden
Landkreisen sichergestellt ist.

Frage 9. Inwiefern haben die niedergelassenen Arztinnen und Arzte, die derzeit teilweise aufgrund von
Arbeitsdichte und Rahmenbedingungen mittwochs ihre Praxen schliefen, ausreichend Ressourcen
und Kapazititen, um Patientinnen und Patienten, die noch eine engmaschige Kontrolle bendtigen,
zu betreuen?

Zu dieser Frage hat die gesetzlich zustindige Kassenérztliche Vereinigung Hessen mitgeteilt, dass
die Haus- und Facharztpraxen in den relevanten Landkreisen nahezu vollstandig ausgelastet sind
und groBtenteils Leistungen iiber dem hessischen Durchschnitt erbringen. Kdme es zu der
Situation, dass Patientinnen und Patienten nach ihrem Erkrankungsbild eigentlich noch einer sta-
tiondren Betreuung einschlieBlich der damit einhergehenden engmaschigen Uberwachung bediir-
fen und dennoch entlassen werden, seien im ambulanten Sektor weder die Ressourcen noch die
Kapazititen vorhanden, um diesen Patientinnen und Patienten eine Bereitschaft rund um die Uhr
zu ermoglichen. Nach Aussage der Kassenirztliche Vereinigung Hessen bestiinde die Gefahr der
vermehrten Inanspruchnahme des Rettungsdiensts, der den Riicktransport in die Klinik vornihme.

Frage 10. Wie will die Landesregierung Sorge dafiir tragen, dass alle hessischen Patientinnen und Patien-
tinnen gut versorgt und nicht ,,blutig* entlassen werden?

Patientinnen und Patienten in Hessen sind gut versorgt. Wenn sich doch Anhaltspunkte fiir Ver-
sorgungsdefizite ergeben wiirden, gehen die zustidndigen Stellen dem selbstverstindlich nach.

Wiesbaden, 11. April 2023
In Vertretung:
Anne Janz



	Kleine Anfrage
	Dr. Daniela Sommer (SPD) vom 20.01.2023
	Frühzeitige Entlassungen von Patientinnen und Patienten am UKGM
	und

	Antwort
	Minister für Soziales und Integration
	Vorbemerkung Fragesteller:


	HESSISCHER LANDTAG

